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der Abgeordneten Riemer, EßI, 

Kolleginnen und Kollegen 

Gesamtändernder Abänderungsantrag 

betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über den Schutz der Tiere (Tierschutzgesetz TSchG) 
BGBI. I 18/2004, zuletzt geändert mit BGBI Nr. 37/2018, geändert wird idF des Berichtes des 
Gesundheitsausschusses in 349 der Beilagen (TOP 6) 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über den Schutz der Tiere (Tierschutzgesetz TSchG) BGBI. 
11812004, zuletzt geändert mit BGBI Nr. 37/2018, geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Bundesgesetz über den Schutz der Tiere (Tierschutzgesetz-TSchG), BGBL I Nr. 118/2004, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 37/2018, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 4 Z 14 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 15 und Z 16 angefügt: 

,,15. Betriebsstätte: Ort, an dem die Haltung von Tieren im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit oder 
sonstigen wirtschaftlichen Tätigkeit erfolgt, ausgenommen Ptlegestellen; 

16. sonstige wirtschaftliche Tätigkeit: jede Tätigkeit, die darin besteht, Güter oder Dienstleistungen auf einem 
bestimmten Markt anzubieten und weder ein Gewerbe noch gewerblich ist, unabhängig davon, ob die 
Tätigkeit gewinnorientiert oder gemeinnützig ausgeübt wird." 

2. In § 6 Abs. 4 Z 4 wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt undfolgende Z 5 angefügt: 

,,5. fur die fachgerechte Tötung von Tieren zur Durchflihrung der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 oder 
aufgrund landesgesetzlicher Bestimmungen nach Anordnung der zuständigen Behörde durch besonders 
ausgebildete Personen. Die Bundesministerin flir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz 
kann durch Verordnung nähere Vorschriften über die Art und den Nachweis der Kenntnisse und 
Fähigkeiten der besonders ausgebildeten Personen erlassen. " 

3. Nach § 6 Abs. 4 wird folgender Abs. 5 angefügt. 

,,(5) Die rituelle Schlachtung von Tieren außerhalb von gemäß § 32 Abs. 4 zugelassenen Schlachtanlagen 
oder ohne rechtskräftige Bewilligung gemäß § 32 Abs. 5 ist verboten. " 

4. § Ba Abs. 2 wird die Wortfolge ,,§ 31 Abs. 1" durch die Wortfolge ,,§ §  29 Abs. 1 und 31 Abs. I" ersetzt. 

5. In § 24 Abs. 1 Z 1 wird das Wort" Lamas" durch das Wort" Neuweltkameliden" ersetzt. 

6. § 31 Abs. 5 lautet: 

,,(5) Hunde und Katzen dürfen im Rahmen gewerblicher Tätigkeiten gemäß Abs. I in Zoofachgeschäften und 
anderen gewerblichen Einrichtungen, in denen Tiere angeboten werden, zum Zwecke des Verkaufes, der 
Vermittlung oder sonstiger gewerblicher Tätigkeiten nicht gehalten und ausgestellt werden. " 

7. § 31 a lautet: 

,,§ 31a. (1) Wer Tiere, ausgenommen in § 24 Abs. I Z 1 genannte Tiere, wiederholt aufnimmt oder weitergibt, 
ohne eine gemäß § 29 oder gemäß § 31 bewilligte Einrichtung zu sein, muss dies vor Aufnahme der Tätigkeit der 
Behörde melden. Wird anlässlich einer Kontrolle festgestellt, dass die Haltungsbedingungen nicht den 
Anforderungen dieses Gesetzes oder einer aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Verordnung entsprechen, hat die 
Behörde die Setzung entsprechender Maßnahmen innerhalb einer angemessenen Frist vorzuschreiben. Kommt der 
Halter dem innerhalb der von der Behörde gesetzten Frist nicht nach, hat die Behörde § 23 Abs. 2 und 3 sinngemäß 
anzuwenden. 
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(2) Wer Tiere, ausgenommen jene die in § 24 Abs 1 Z 1 genannt sind, abgibt, hat 

l. nachweislich und schriftlich auf deren individuelle Vorgeschichte und erkennbare Eigenschaften 
hinzuweisen, sofern nicht durch ein anderes Bundesgesetz oder einer Verordnung auf Grund dieses Gesetzes eine 
andere Kundeninformation vorgeschrieben ist und 

2. sicherzustellen, dass Tiere, die im Rahmen der Gewährleistung zurückgenommen werden, in der eigenen 
oder einer von ihm beauftragten, gemäß § 29 oder § 31 bewilligten Einrichtung oder eines land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebs in Österreich untergebracht werden können. 

(3) Wer, ohne eine Haltung in Österreich zu haben, mit Heimtieren in Österreich handelt oder solche Tiere 
aus dem Ausland nach Österreich vermittelt, bedarf einer Genehmigung durch die zuständige Behörde gemäß § 23. 
Diese Bewilligung ist zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass 

1. Abs. 2 eingehalten wird, 
2. beim Transport und der Verbringung der Tiere die geltenden Tierschutz- und Tierseuchenbestimmungen 

eingehalten werden und 
3. innerhalb der Gewährleistungsfrist durch Versicherung eine allenfalls erforderliche Rückerstattung des 

Kaufpreises oder der Kosten für eine notwendige Behandlung der Tiere sichergestellt wird. 

8. § 44 Abs. 5 Z 4 lit. c lautet: 
"c) von Pferden. Pferdeartigen, Schafen, Ziegen, Neuweltkameliden und Nutzfischen jedenfalls 

2020;" 

9. § 44 Abs. 23 in der Fassung des 2. Materien-Datenschutz-Anpassungsgesetzes, BGBI. I Nr. 37/2018, erhält die 
Absatzbezeichnung ,,(26)" und es werden danach folgende Abs. 27 lind 28 angefügt: 

,,(27) § 4 Z 15, § 6 Abs. 4 und 5, § 8a Abs. 2, § 31 Abs. 5 und § 31 a in der Fassung von BGBL I Nr. xxx/2018 
tritt am I. Jänner 2019 in Kraft. 

(28) Zoofachhandlungen und andere gewerbliche Einrichtungen, die am 30. September 2018 eine aufrechte 
Bewilligung nach den bis dahin geltenden Bestimmungen zur Haltung von Hunden und/oder Katzen zum Zwecke 
des Verkaufs haben, dürfen von dieser Bewilligung bis zum Ablauf des 3l. Dezember 2019 Gebrauch machen, 
wobei die Haltungsbestimmungen der Tierschutz-Sonderhaltungsverordnung in der Fassung von BGBI. 11 

Nr. 1 3912018 einzuhalten sind." 
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Erläuterungen: 

Zu 1 (§ 4 Z 15 und 16): 

Der Begriff der Betriebsstätte nach Tierschutzgesetz umfasst jede Haltungsanlage fiir Tiere, die im Rahmen einer 
gewerblichen oder sonstigen wirtschaftlichen Tätigkeit (ausgenommen die Haltung im Rahmen der Land- und 
Forstwirtschaft) gehalten werden, unabhängig davon, ob an diesem Ort eine sonstige geschäftliche Tätigkeit 
ausgeübt wird. Der Begriff ist daher nicht mit dem Begriff in der BAO deckungsgleich. Die Genehmigungspflicht 
nach § 31 Abs. 2 TSchG erstreckt sich daher immer ausschließlich auf den Ort der Tierhaltung, unabhängig davon 
wo sich der Sitz des Unternehmens bzw. des Tierschutzvereins oder ein Verkaufslokal befindet. 
Der Begriff der "sonstigen wirtschaftlichen Tätigkeit" soll jene Fälle von Unternehmen und Tierschutzvereinen 
betreffen, die weder ein Gewerbe im Sinne der Gewerbeordnung sind, noch tatsächlich gewerblich tätig sind. Nach 
ständiger Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs umfasst der Begriff des Unternehmens ,jede eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausübende Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform und der Art ihrer Finanzierung". 
Eine wirtschaftliche Tätigkeit ist ,jede Tätigkeit, die darin besteht, Güter oder Dienstleistungen auf einem 
bestimmten Markt anzubieten". Somit sind von dieser Definition insbesonders auch jene Tierschutzvereine erfasst, 
die Tiere im In- oder Ausland in ihr Eigentum übernehmen, um sie an neue Plätze weiterzuvermitteln. 

Der Unternehmenscharakter einer Einrichtung hängt daher nicht von der Rechtsform (öffentlich-rechtlich oder 
privatrechtlich) oder ihrer wirtschaftlichen Zielsetzung (gewinnorientiert oder gemeinnützig) ab, sondern allein 
davon, ob die Einrichtung eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, d. h. Waren und/oder Dienstleistungen auf einem 
bestimmten Markt anbietet. 

Zu 2 (§ 6 Abs. 4): 

Sofern (jeweils) zuständige Behörden die Tötung von Tieren aufgrund geltender Rechtsgrundlagen anordnen 
(müssen), soll die Möglichkeit bestehen, bei dieser Maßnahme auf geeignete, besonders ausgebildete Personen, 
die aber eventuell nicht Tierärzte sind, zurückzugreifen. 

Beispielsweise sind mit der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 betreffend invasive gebietsfremde Arten, die 
Naturschutz- und Artenschutzbehörden angehalten, das Auftreten von gebietsfremden Arten zu kontrollieren und 
gegebenenfalls geeignete Maßnahmen zum Schutze der heimischen Flora und Fauna zu ergreifen. In diesem Fall 
scheint es zielfiihrend - auf Basis der Anordnung der zuständigen Behörde - bei der gegebenenfalls erforderlichen 
Tötung der Arten auch auf besonders ausgebildete Personen zurückgreifen zu können. Dies wurde zudem 
wiederholt von Seiten der Landesbehörden an die Bundesministerin fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Konsumentenschutz herangetragen. 

Zu 3 (§ 6 Abs. 5): 

Im Rahmen der Tagung der Landestierschutzreferenten im Mai 2018 wurde gefordert, das bestehende Verbot der 
Durchführung von rituellen Schlachtungen außerhalb der dafür vorgesehenen Einrichtungen bzw. Bewilligungen 
klar als Straftatbestand darzustellen und das Verbot ausdrücklich zu formulieren. Dem soll mit der 
vorgeschlagenen Regelung Rechnung getragen werden. 

Zu 4., 6. und 7. (§§ 8a, 31 Abs. 5 und 31a): 

Nachdem mit den letzten beiden Novellen des Tierschutzgesetzes der Internethandel mit Tieren geregelt wurde, 
um einerseits den illegalen Welpenhandel zu verhindern und andererseits durch die Tierschutz­
Sonderhaltungsverordnung auch Zoofachgeschäften (neben der jedenfalls möglichen Haltung außerhalb des 
Geschäftes) die Unterbringung von Tieren in Pflegestellen ermöglicht wird, besteht keine Notwendigkeit mehr, 
dass Hunde und Katzen weiterhin in Verkaufs- oder Ausstellungsräumen von gewerblichen Tierhaltungen 
ausgestellt oder gehalten werden. Es erscheint daher möglich, zur ursprünglichen Fassung des Tierschutzgesetzes 
zurückzukehren. 

Ausdrücklich ist festzuhalten, dass eine Mitnahme von Hunden und Katzen aus der Außenstelle (Pflegestelle) in 
eine Zoofachhandlung zur Übergabe an einen neuen Halter innerhalb desselben Tages, nicht als Haltung zu 
definieren ist. 

Bei Abgabe von Tieren soll generell klargestellt werden, dass der Abgeber verpflichtet ist, die bekannte 
Vorgeschichte und erkennbare Eigenschaften des Tieres - die eventuell zu Haltungsproblemen führen können -
dem neuen Tierhalter mitzuteilen, sofern nicht durch Verordnungen auf Basis dieses Gesetzes (z.b. § 9 Tierschutz­
Sonderhaltungsverordnung) eine andere Art der Kundeninformation vorgesehen ist Damit wird die 
Informationsweitergabe, wie sie derzeit nur für Zoofachhandlungen gegolten hat, auch auf die Tätigkeiten anderer 
wirtschaftlicher Einrichtungen (z.b. Vereine) erstreckt. 

Weiters wird klargestellt, dass Unternehmen, land- und forstwirtschaftliche Betriebe, Personen oder Vereine, beim 
Handel mit oder bei der Vermittlung von Heimtieren gleichermaßen sicherstellen müssen, dass diese Tiere im 
Falle einer Rückgabe aus gewährleistungsrechtlichen Gründen tierschutzgerecht untergebracht werden können. 
Dabei kann die Unterbringung innerhalb des eigenen Betriebs bzw. der eigenen Einrichtung oder durch die 
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Verpflichtung Dritter erfolgen. Jedenfalls müssen diese Stellen gemäß § 29 oder § 31 bewilligt oder ein land- und 
forstwirtschaftlicher Betrieb sein. Die Sicherstellung ist dann gewährleistet, wenn in Summe genügend Plätze 
vorhanden sind, um die im Durchschnitt zu erwartenden, zurückzunehmenden Tiere aufgenommen werden 
können. 

Wer ohne Haltung in Österreich mit Heimtieren handelt oder diese vermitteln will, bedarf einer Bewilligung. Dabei 
ist die Sicherstellung der bestehenden rechtlichen Bestimmungen bei der Verbringung erforderlich und eine 
gesicherte (vertragliche) Möglichkeit, Tiere, die innerhalb der Gewährleistungsfrist zurückgenommen werden 
müssen, in einer bewilligten österreichischen Haltung unterzubringen, außerdem soll durch den zwingenden 
Abschluss einer Versicherung sichergestellt werden, dass allenfalls notwendige Behandlungen der Tiere finanziert 
werden können und im Gewährleistungsfall die Rückerstattung des Kaufpreises tatsächlich erfolgen kann. 

Zu 5 und 8. (§ 24 Abs. 1 und § 44 Abs. 5 Z 4 lit. c): 

Auf Wunsch des Vollzugsbeirates wäre der Begriff "Lama" durch den Überbegriff "Neuweltkamelide" ersetzt. 

Zu 9. (§ 44): 

Die Fehlnovellierung (Einfuhrung eines zweiten Abs. 3 nach Abs. 25) durch das 2. Materien-Datenschutz­
Anpassungsgesetzes, BGBI. I Nr. 3712018, wäre zu berichtigen und eine neue Inkrafttretensbestimmung 
einzufügen. 

Die Übergangsbestimmung soll dem Handel ermöglichen, sich auf die neuen Gegebenheiten einzustellen. 
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